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EinViertel aller Schweizer
Werktätigen ist erschöpft.
300 000 zeigen sogar
Symptome eines Burnouts.
KatharinaBracher

Bis zu einerMillionErwerbstätige
sind «ziemlich oder stark» er­
schöpft. Das zeigt eine Studie von
ForschernderUniversität Bern im
Auftrag der Gesundheitsförde­
rung Schweiz. Laut der von den
Kantonen unterstützten Stiftung
sei rund ein Viertel aller An­
gestellten von Stresssymptomen
betroffen, die auf die Situation am
Arbeitsplatz zurückzuführen sei­
en. Bei sechs Prozent der 3500
Befragten stellten die Forscher
Anzeichen einer Erschöpfungsde­

Hunderttausende sind
Burnout-gefährdet

pression (Burnout) fest. Das ent­
spricht, hochgerechnet auf dieBe­
völkerung, 300000Angestellten.
«Der Druck steigt, und die Pausen
nehmen ab», sagt Norbert Sem­
mer, emeritierter Professor fürAr­
beitspsychologie an der Universi­
tät Bern. «Seit Jahren findet eine
Verdichtung der Arbeit statt.»

Die Forscher schätzen, denUn­
ternehmen gingen durch Stress
am Arbeitsplatz jährlich 5,6 Mil­
liarden Franken verloren. Nur ein
Viertel davonwerdedurchAbsen­
zen verursacht. Der Rest sei auf
denProduktivitätsverlust zurück­
zuführen, wennMitarbeiter zwar
physisch präsent seien, aber ihre
Aufgaben nicht voll erledigten.
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Die Schweizwill den Einfluss
der EU-Richtermöglichst eng
fassen. Damit beisst sie bei
EU-Unterhändlern auf Granit.
FrancescoBenini,
Fabian Fellmann, Brüssel

Erstmals werden Details aus den
laufenden Verhandlungen über
ein institutionelles Rahmenab­
kommen zwischen der Schweiz
und der Europäischen Union be­
kannt. Demnach zeigt sich Brüs­
sel im Streit umdie Zuständigkei­
ten der EU-Richter kompromiss­

FremdeRichter:EUfährtharteLinie
los. Bern hatte gefordert, dass der
Europäische Gerichtshof (EuGH)
nur bei Streitfällen im Rahmen
des in der ganzen EU geltenden
Rechts entscheiden soll. Die EU­
Unterhändler beharren hingegen
darauf, dass auch Sonderregelun­
gen, welche die EU ausschliess­
lichmit der Schweiz eingegangen
ist, unter die Zuständigkeit des
EuGH fallen sollen – die fremden
Richter hätten gegenüber der
Schweiz deutlichmehr Einfluss.

Der Streit um die EU-Richter
sei der Knackpunkt in den laufen­
den Verhandlungen, heisst es.

Gemäss der offiziellen Sprachre­
gelung der Behörden in Bern und
Brüssel kommendie Verhandlun­
gen gut voran. Doch bei unabhän­
gigen Beobachtern verdichtet
sich der Eindruck, Brüssel setze
die Schweiz zunehmend unter
Druck: Sie fordere eine weitge­
hende Eingliederung in die
Rechtsordnung der EU – sonst sei­
en die bilateralenVerträge gefähr­
det. Dazu passt, dass die Berner
Diplomaten dem Vernehmen
nach bereits inmehreren Punkten
Angebote unterbreitet hätten, in
Erwartung eines entsprechenden

Entgegenkommens der EU. Die­
ses sei aber nicht erfolgt.

Der offenbar schwierige Ver­
lauf der Verhandlungen dürfte
vor allem einen freuen: SVP-Vor­
denker Christoph Blocher. Der
schärfste Kritiker eines institutio­
nellen Rahmenabkommens füllt
zurzeit nahezu täglich Vortrags­
säle und wettert gegen den an­
geblichen schleichenden EU-Bei­
tritt der Schweiz. Seine Gegner
tun sich derweil schwer, ihre Rei­
hen zu schliessen: Zwar lancieren
Intellektuelle ein Manifest für
eine «Schweiz in Europa» und

IndenVerhandlungenumein institutionellesAbkommenmitderSchweizdemonstriertBrüssel seineMacht
kämpfen Junge mit der «Opera­
tion Libero» für eine offene
Schweiz – doch fehlt ihnen eine
Figur, die sich an die Spitze der
Bewegung stellt. Vielmehr erge­
hen sie sich in internen Diskus­
sionen. So kritisiert etwa FDP­
Präsident Philipp Müller, die im­
mer zahlreicherenRetter der Bila­
teralen kämen zu spät: «Ich hätte
mir gewünscht, dass sich die Da­
menundHerren, die diesesMani­
fest unterschrieben haben, schon
vor dem9. Februar engagiert hät­
ten», sagt er. Ein starkes Zeichen
wäre es wenigstens, «wenn all Seite 11, 24

jene, die dasManifest unterzeich­
net haben, je 5000 Franken für
eine Kampagne gegen die Eco­
pop­Initiative spendenwürden.»

Derweil bildet sich ein neues
und prominentes Komitee gegen
die Abschottung. Unter demTitel
«Forschung in einer weltoffenen
Schweiz» mischen sich renom­
mierte Wissenschafter in die lau­
fende Diskussion ein, darunter
die vier Nobelpreisträger Richard
Ernst, KurtWüthrich, Rolf Zinker­
nagel und Georg Bednorz.

Im Kampf gegen die Personalnot
in der Lokalpolitik fordert der
Schweizer Gemeindeverband zu­
sätzliche finanzielle Anreize für
ehrenamtliche Tätigkeiten. «Vor
dem Hintergrund, dass zahl­
reiche Gemeinden zunehmend
Schwierigkeiten haben, Leute
für die Gemeindebehörden zu
finden, soll als Anreiz eine Steu­
erbefreiung der Entschädigung
geprüft werden», sagt Direktor

Gemeindepolitiker sollen
Steuerrabatt erhalten

Ulrich König. Dies zumindest für
jene rund 15000 Milizpolitiker,
die sich in kommunalen Exe­
kutivämtern engagieren und ihre
meist bescheideneVergütung da­
für als Einkommen versteuern
müssen. Die Forderungwurde be­
reits im Parlament deponiert. Sie
wird von Nationalräten aus SVP,
FDP und CVP unterstützt. (dli.)

Ihre ganze Familie ist an Ebola erkrankt, doch in
keinem Spital stehen Betten zur Verfügung. Die
22­jährige Fatu Kekula entscheidet, sie selber
zu pflegen. Sie bastelt aus Plasticsäcken einen

Schutzanzug – und schafft es, ihre Liebsten am
Leben zu halten.Wie imKampf gegen das töd­
liche VirusMenschen zuHeldenwerden. Eine
Reportage aus Liberia.Hintergrund, Seite 22
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Etwa sechs Prozent der Schweizer Erwerbstätigen erholen sich in der Freizeit nichtmehr von der Arbeit: Der Zürcher Hauptbahnhof nach Feierabend. (19. Oktober 2010)

LautWissenschaftern der
Universität Bern fühlt sich ein
Viertel aller Erwerbstätigen
ziemlich oder stark erschöpft.
Gegen 300 000 stehen
gar kurz vor demBurnout.
KatharinaBracher

Um die psychische Gesundheit
der Schweizer Arbeitnehmer
steht es nicht zumBesten. Diesen
Schluss legt eine repräsentative
Studie im Auftrag von Gesund­
heitsförderung Schweiz nahe. Da­
nach sind über eine Million oder
knapp ein Viertel aller Erwerbs­
tätigen «ziemlich oder stark» er­
schöpft. Etwa sechs Prozent oder
300000 Arbeitnehmer seien so
stark belastet, dass sie gemäss
wissenschaftlicher Klassifikation
am Rande einer Erschöpfungs­
depression (Burnout) stehen. Die­
se Arbeitnehmer kämen auch in
der Freizeit nicht zur Ruhe und
könnten sich nicht mehr dauer­
haft von der Arbeit erholen.

Dies folgert das Forscherteam
umdenProfessor für Arbeits­ und
Organisationspsychologie Achim
Elfering und den emeritierten
Professor Norbert Semmer der
Universität Bern nach der Analyse
der Antworten von rund 3500

ÜbereineMillionArbeitnehmererschöpft
Befragten. «Die Erschöpfungsrate
ist mit 24 Prozent hoch», sagt
Elfering, «trotzdem befindet sich
die Schweiz damit im europäi­
schen Durchschnitt.» So habe
kürzlich eine Studie mit den
gleichenMessinstrumenten eine
leicht höhere Erschöpfungsrate
bei niederländischen Arbeitneh­
mern gemessen.

«Präsentismus» ist teuer
Die ZürcherHochschule für Ange­
wandte Wissenschaften hat an­
handder Daten zusätzlich errech­
net, wie hoch der finanzielle
Schaden für die Schweizer Unter­
nehmen ist, deren Arbeitnehmer
aufgrund von Stressweniger pro­
duktiv sind oder am Arbeitsplatz
fehlen. DieWissenschafter schät­
zen das ökonomische Potenzial
auf 5,58 Milliarden Franken pro
Jahr. «Interessant ist, dass nur
etwa ein Viertel dieser Kosten
verursacht wird durch Absenzen
der Arbeitnehmer», sagt Elfering.
Die restlichen drei Viertel seien
dem «Präsentismus» der Arbeit­
nehmer geschuldet: «DieseMitar­
beiter sind zwar anwesend, aber
aufgrundder Belastungssituation
am Arbeitsplatz nicht voll pro­
duktiv», erklärt Elfering. Arbeits­
psychologeNorbert Semmer sagt,

dass die Resultate ein Ausdruck
der veränderten Anforderungen
der Arbeitswelt seien. «Der Druck
steigt, und die Pausen nehmen
ab. Seit Jahren findet eine Ver­
dichtung der Arbeit statt», sagt
Semmer.

Die Forscher haben imRahmen
der Studie den Job­Stress­Index
entwickelt. Dieser zeigt auf, wie
hoch der Anteil der Gestressten
imArbeitsumfeld ist. «Die Arbeit­
geber können das Instrument für
Mitarbeiterbefragungen nutzen»,
sagt Semmer. Damit liesse sich ei­
nerseits feststellen, wie hoch der

Stresspegel in der eigenen Orga­
nisation sei, und andererseits, in
welchem Bereich Massnahmen
angezeigt seien.

Kritische Arbeitgeber
Finanziert wurde die Entwick­
lung des Job­Stress­Indexes von
Gesundheitsförderung Schweiz.
Die mit öffentlichen Geldern
finanzierte Organisation ist per
Gesetzesauftrag um das leibliche
undpsychischeWohl der Schwei­
zer Bevölkerung besorgt. ImRah­
men dieses Auftrages wird der
Job­Stress­Index ab jetzt jedes
Jahr erhoben und veröffentlicht –
ähnlich dem jährlich publizierten
Sorgenbarometer der Schweizer
Bevölkerung. Zusätzlich stellt Ge­
sundheitsförderung Schweiz das
Befragungs­Tool unentgeltlich in­
teressiertenArbeitgebern zur Ver­
fügung, um den Stresspegel in
der eigenen Unternehmung zu
messen. «Der Index zeigt gut auf,
was man jenseits von Früchte­
korb und Wasserspender für das
WohlbefindenderMitarbeiter tun
kann», erklärt ThomasMattig, Di­
rektor vonGesundheitsförderung
Schweiz.

Doch der Adressat des Job­
Stress­Indexes ist alles andere als
dankbar für das Engagement der

Stress amArbeitsplatz kostetUnternehmen lautStudiebis 6MilliardenFranken
Gesundheitsförderung. «Ein jähr­
lich publizierter Job­Stress­Index
ist vielleicht öffentlichkeitswirk­
sam, bringt den Unternehmen
aber nichts», sagt Jürg Zellweger
vomArbeitgeberverband. Das Ge­
genteil sei der Fall:Man befördere
damit eine «Wohlfühl­Hysterie»
und könne bei Arbeitnehmern
eine übertriebene Sensibilisie­
rung auslösen. «Plötzlich fühlen
sich alle gestresst», sagt Zellwe­
ger. Dabei sei schwer abgrenzbar,
ob die Ursache für den Stress am
Arbeitsplatz liege oder eher im
Privatleben. «Hat der Mitarbeiter
nicht viel geschlafen? Oder ist er
stundenlang im Stau gestanden?
Dann kann das möglicherweise
auch die Situation am Arbeits­
platz stark beeinflussen», sagt
Zellweger.

Doch private Effekte haben die
Forscher berücksichtigt. Mit ver­
schiedenen Fragestellungen ha­
ben sie erhoben, wie stark die Ar­
beitnehmer durch private Proble­
me auch amArbeitsplatz belastet
sind undwie sich dies auf die Pro­
duktivität auswirkte. «Wir konn­
ten eine Reihe von privaten Ein­
flussgrössen statistisch kontrol­
lieren und werden das in kom­
menden Studien noch systemati­
scher tun», sagt Elfering.

Die Bewilligung für die
Ebola-Impfstoff-Tests soll bis
Dienstag vorliegen. Bei der
Ausfuhr des Impfstoffes aus
Kanadamusste der Schweizer
Botschafter nachhelfen.
KatharinaBracher

Die klinischen Tests der beiden
Ebola­Impfstoffe an den Univer­
sitätsspitälern Lausanne und
Genf könnten schon in dennächs­
ten Wochen beginnen. «Die Be­
willigungen sollten alle am kom­
menden Dienstag bereit sein»,
sagt Marcel Tanner, Direktor des
SchweizerischenTropen­ und Pu­
blic Health Instituts in Basel. «Da­
nach kann zügig begonnen wer­
den.» Unter anderem würden
dann mit einem Aufruf Testper­

sonen gesucht. «Freiwillige sind
gesunde Erwachsene zwischen 18
und 65 Jahren», sagt Tanner. Da
die Impfungen aus unschädlich
gemachten Viren bestehen, die
lediglich die genetischen Infor­
mationen des Ebola­Erregers ent­
halten, besteht keine Gefahr für
Probanden, sich zu infizieren. Die
Impfstoffe – so dieHoffnung – sol­
len imKörper die Produktion von
Antikörpern gegen die Seuche
auslösen.

Am Universitätsspital Lau­
sanne (CHUV) und am Genfer
Universitätsspital (HUG) soll nun
je einer der beiden aussichts­
reichsten Impfstoffe gegen Ebola
erprobt werden. Im Falle des für
dasHUGbestimmten Impfstoffes
war es in den letztenWochen zu
Problemen bei der Ausfuhr aus

demHerkunftslandKanada in die
Schweiz gekommen. Der Impf­
stoff hätte längst in Genf eintref­
fen sollen. Grund für die Proble­
me waren dem Vernehmen nach
bürokratische Hindernisse zwi­
schen der Schweiz und Kanada.
Wie die Schweizer Botschaft in
Ottawamitteilt, konnte sie diese
Woche Kontakte zwischen den
Behörden der beiden Länder ver­
mitteln. «Wir wurden am Don­
nerstag von der kanadischen
Heilmittelbehörde angegangen
mit der Bitte um Vermittlung di­
rekter Kontaktemit den zuständi­
gen Schweizer Behörden», sagt
Botschafter Beat Nobs.

Die Weltgesundheitsbehörde
hatte vergangenen September be­
schlossen, die Erforschung von
Wirkstoffen gegen Ebola, die sich

noch in der Entwicklungsphase
befindet, massgebend zu be­
schleunigen.

In der Schweiz ist das Verfah­
ren für die Bewilligung von Impf­
stoff­Tests an Menschen kompli­
ziert – in diesem Fall sogar noch
etwas komplizierter, weil es sich
beim Impfstoff um genveränder­
tes Material handelt. Mehrere
Stellen beim Bund und den be­
troffenen Kantonen sind invol­
viert: Erstens müssen die kanto­
nalen Ethikkommissionen grünes
Licht geben. Zweitens muss
Swissmedic eine Bewilligung er­
teilen, wobei sich die Arzneimit­
telbehörde auf die Beurteilung
der Bundesämter für Gesundheit
und Umwelt sowie der Eidgenös­
sischen Fachkommission für bio­
logische Sicherheit stützt.

InderRomandiewerdenbaldEbola-Impfstoffegetestet
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Das Genfer Universitätsspital testet einen der Ebola-Impfstoffe.

nicht
erschöpft
59,9%

sehr erschöpft
6,1%

leicht
erschöpft
16,1%

ziemlich
erschöpft
17,9%

Erschöpfungsrate bei
Erwerbstätigen 2014

Ausgepumpt

Quelle: Universität Bern

Mit einer Initiativewill die
Juso dieWirtschaft demokra-
tisieren. Gewerkschaften
hingegen können sich für die
neue Idee kaumbegeistern.
KathrinAlder

Die Jusowill mehr Demokratie in
derWirtschaft. An ihrer Delegier­
tenversammlung vomSamstag in
Solothurn hat sie einenVorschlag
der Geschäftsleitung und der
Juso Stadt Zürich mit 112 zu 61
Stimmen angenommen. Es han­
delt sich umdie sogenannte Fifty­
Fifty­Initiative, die nun weiter
ausgearbeitet wird und voraus­
sichtlich 2015 lanciert werden
soll. Ziel ist es, dass Mitarbeiter
von in der Schweiz ansässigen
Grossunternehmen zurHälfte am
Gewinn beteiligt werden und
dass sie gleichberechtigt mitbe­
stimmen können. Ihre Stimme
soll so viel zählen wie jene eines
Aktionärs oder eines Besitzers.
«In der Schweiz hört die Demo­
kratie am Arbeitsplatz auf», be­

Kritik anJuso
auseigenen
Reihen

FabianMolina

Für den Juso-Präsidenten hört
die Demokratie in der Schweiz
amArbeitsplatz auf. Eine neue
Initiative soll das ändern.

gründet Juso­Präsident Fabian
Molina das Thema. «Die Verfü­
gungsgewalt in der Wirtschaft
liegt in den Händen weniger, das
Kapital dominiert. Daswollenwir
ändern». Dabei habe die Juso po­
sitive Signale aus der SP erhalten.

In Gewerkschaftskreisen hin­
gegen stösst die Idee auf wenig
Begeisterung. Öffentlichwill sich
zwar niemand äussern, dochwird
überall ähnlich argumentiert. Die
Initiative sei halb utopisch und zu
weit von den realen Bedürfnissen
und Problemen der Arbeitneh­
merschaft entfernt. Vordringlich
seien weder mehr Mitbestim­
mung noch die Beteiligung am
Gewinn, sondern der gerechte
Lohn oder die Angst um den Ar­
beitsplatz.Mitbestimmungwerde
heute über Gesamtarbeitsverträ­
ge geregelt. Ausserdem habe das
Volk eine Initiative für mehr Mit­
bestimmung der Arbeitnehmer
in den siebziger Jahren abge­
lehnt. Nicht gelten lassen will
man den Vorwurf, die Gewerk­
schaften fürchteten um ihre
Pfründe. In Deutschland z.B. sei­
en die Gewerkschaften wichtige
Player – trotz den Betriebsräten
mit Einsitz im Verwaltungsrat.

##
#B

IL
D
CR

ED
IT


